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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
No. 4. . 


(No. 2073.) Tarif, nach welchem das Brücken-, Durchlaß- und Ueberfahrts-Geld bei der 
Traject-Anſtalt auf dem Jura-Fluſſe bei Klautziſchken zu erheben iſt. 
Vom 31. Januar 1840. 


E, wird entrichtet: 


A. Fuͤr den Uebergang uͤber die Schiffbruͤcke. 


L Von jedem Fußgaͤnger DEST NR EEN 
Perſonen, welche zu einem Fuhrwerk, oder als Reiter, Führer 
oder Treiber zu Thieren gehoͤren, wofuͤr die Abgabe nach den 
Saͤtzen zu II., III. und IV. entrichtet wird, ſind frei. 


II. Von Extrapoſten, Kutſchen, Kaleſchen und allem Fuhrwerke, ein⸗ 
ſchließlich der Schlitten, zum Fortſchaffen von Perſonen, beladen 
oder unbeladen, für „ eme ENEE A 


III. Von Laſtfuhrwerken, und zwar: 
A. von beladenen: 
1) vierraͤdrigen, für jedes Zugthier bei einer Beſpannung 
a. von vier und weniger Zugthiereꝭnn nnn. 
b. von fünf oder mehreren Jugthiere nn 
2) zweiraͤdrigen, fuͤr jedes Zugthier bei einer Beſpannung 
a. von einem oder zwei Zugthiereᷣnnnn . 
b. Aen Drei dergl. 3 
c. von vier oder mehr dergleichen 
3) von Schlitten fuͤr jedes Zugthier ohne Unterſchied der Zahl 
B. von unbeladenen 
1) Frachtwagen für jedes Zuatbier rn 
2) gewoͤhnlichen Landfuhrwerken, desgleichen Schlitten, zum 
Fortſchaffen von Laſten für jedes Zugthie nn 


IV. Von Thieren, welche nicht als Beſpannung zu einem zu II. und 
III. bezeichneten Fuhrwerk gehoͤren: 

a. für jedes Pferr z TE 

b. für einen Ochſen, Eſel oder eine unn. er 

c. für Füllen, Kälber, Ziegen, Schaafe Ca Schweine, wenn 
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II. 


III. 


IV. 


Vor pPerſonen, einſchließlich deſſen, was fie tragen: 


deren weniger als fünf Stück find, nichts, vom Sten Stück Sgr.] Pf. 
und jedem folgenden aber een 


B. Fuͤr den Durchgang der Floͤſſe. 
Brenn: und Nutzholzfloͤſſe, für jede Ta feu. 


Wenn die Ueberfahrt 
erfolgt 


n 
nicht bis bis 
e ; S Weszening⸗Weszening⸗ 
C. Fuͤr die Ueberfahrt mit der Faͤhre. m. fen. 


So. | Pf. Sar. Br. 
a. wenn die gewöhnliche Ueberfahrt abgewartet wird, Fees 


ür d êé]—R ) pp ee 81 4 
b. fuͤr eine beſondere Ueberfahrt mittelſt Nachens, welche 
auf Verlangen geſchehen munnss 11644 — 
Erfolgt die Ueberfahrt zu b. mit mehr als drei 
Perſonen, ſo zahlt jede nach dem Satze zu a. 
Perſonen, welche zu einem Fuhrwerk oder als 
Reiter, Fuͤhrer oder Treiber zu Thieren gehoͤren, 
wofür eine Abgabe nach den Saͤtzen zu II. und III. 
entrichtet wird, ſind frei. 
Von Thieren: 
r ZE en N AH — 81116 
b. E einen Ochſen, Eſel oder eine Ku — 81116 
c. für ein Füllen, Kalb, Schaaf, Schwein, eine Ziege — 6 14 
d. fuͤr Federvieh, welches getrieben wird, für jede 10 Stuck! — 6114 
Wenn Federvieh in ae Anzahl als 10 
Stuͤck, ingleichen, wenn Vieh auf einem Fuhrwerk 
oder in einem Tragkorbe uͤbergeſetzt wird, ſo wird 
dafuͤr keine beſondere Abgabe erhoben. 
Vom Fuhrwerk, neben der Abgabe fuͤr das Geſpann 
unter II: 
a! für. ein beladenes . en Se Aë état 4 — 10 
b. für ein unbelnden es wer ee 
c. für Handfuhrwerke, beladen oder unbeladen 1113 


Von unverladenen Gegenſtaͤnden wird die Abgabe erho— 

ben, welche das Fuhrwerk und die Thiere treffen würde, 

wodurch ſie zur Faͤhrſtelle gebracht worden ſind. 

Anmerk. In ſtreitigen Fällen werden 5 Centner für eine Pferdes⸗ 
ladung gerechnet. 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 


1) Die Abgaben werden bei jedesmaliger Benutzung der vorſtehend erwaͤhn⸗ 
ten Anſtalten erhoben. 

2) Ein Fuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer dem Zubehör 
deſſelben und Futter fuͤr hoͤchſtens drei Tage, zwei Perſonen, oder auch 
Gegenftände, die zwei Centner wiegen, ſich auf demſelben befinden. 

3) Bei ſtehendem Eiſe, ſelbſt wenn eine Bahn zum Uebergange uͤber daſſelbe 
bereitet worden, findet eine Erhebung der Abgaben nicht ſtatt. 


Befreiungen. 


Von dieſen Abgaben ſind befreiet: 

1) Fuhrwerke und Thiere des anliegenden Vorwerks, ſo wie die in demſel⸗ 
ben wohnenden Perſonen; 

2) Equipagen und Thiere, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen Hauſes 
oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; 

3) Kommandirte Militairs, wohin auch einberufene Rekruten und Kantoniſten, 
die von den Truppentheilen zur Kriegs⸗Reſerve entlaſſenen Leute, ſo wie 
die Landwehrmaͤnner, die zu den Sonntags⸗Uebungen und den Kontroll⸗ 
Verſammlungen einkommen, gehoͤren; ferner Fuhrwerke und Thiere, welche 
der Armee oder den Truppen auf dem Marſche angehoͤren, Militair⸗ 
Vorſpann oder ſonſtige Kriegsfuhren der Unterthanen; 

4) Oeffentliche Beamte und deren Fuhrwerke und Thiere bei Dienſtreiſen, 
wenn ſie ſich durch Atteſte deshalb gehoͤrig legitimiren; 

5) Oeffentliche Couriere und Eſtafetten, imgleichen alle Staatspoſten und die 
dazu gehoͤrigen Beiwagen, auch lediges, zu deren Beförderung gebrauch⸗ 
tes Geſpann und leer zuruͤck gehendes Extrapoſt⸗Fuhrwerk; 

6) Transporte, welche für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen; 

7) Huͤlfsfuhren bei Feuersbruͤnſten und aͤhnlichen Nothſtaͤnden, ingleichen 
Armen⸗ und Arreſtanten⸗Fuhren; b 

80 wéi und Leichen⸗Fuhren innerhalb der Parochie. 

enn der Uebergang jedoch mittelſt der Faͤhre erfolgt, ſind nicht die 
Fuhrwerke, ſondern die dabei befindlichen Perſonen befreit. | 

9) Alle mit Chauffee- Baumaterial beladene Fuhrwerke. 

10) Fuhren mit Baumaterial zu Kirchen und Schulen, wie auch das Depu⸗ 
tatholz fuͤr die Geiſtlichen und Lehrer. 


Straf⸗Beſtimmungen. 


Ueberſchreitungen ge werden nach dem Geſetze vom 20. März 
1837., Geſetz⸗Sammlung Seite 57. beſtraft. 
Berlin, den 31. Januar 1840. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 
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(Jo. 2074.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Februar 1840., die Art der Publikation 
l kreis⸗ und lokal polizeilicher Verordnungen betreffend. 


2. den Bericht des Staatsminiſteriums vom 22. v. M. will Ich hierdurch 

den Regierungen die Befugniß beilegen, die Art der Publikation kreis⸗ und lo⸗ 
kal⸗polizeilicher Verordnungen innerhalb ihrer Verwaltungsbezirke, wo ein Be⸗ 
duͤrfniß dazu vorhanden iſt, mit verbindlicher Kraft fuͤr das Publikum und fuͤr 
ſaͤmmtliche Verwaltungs⸗ und Juſtizbehoͤrden zu beſtimmen. Das Get Ze 
ſidium der Reſidenz Berlin, welchem Ich im Uebrigen dieſelbe Befugniß er⸗ | 
theile, hat zur Feſtſtellung der Publikationsart lokal⸗polizeilicher Verordnungen | 
für Berlin und deſſen Polizeibezirk zuvor die Genehmigung des Miniſters des | 
Innern und der Polizei einzuholen. Das Staatsminiſterium hat dieſe Order 

durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 8. Februar 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


gung 
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(No. 2075.) Feuer⸗Sozietäts⸗Reglement für ſämmtliche Städte Alt⸗Pommerns, mit Ausſchluß 
der Stadt Stettin, einſchließlich jedoch der Flecken Werben, Gültzow und 
Stepenitz. Vom 23. Februar 1840. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben bei den in Unſern Staaten vorhandenen e e 
vornehmlich durch die Erfahrung der neueren Zeiten, mannigfache Maͤngel und 
Unvollkommenheiten wahrgenommen. Insbeſondere haben ſich die in dem Alt⸗ 
pommerſchen Staͤdte-Feuerſozietaͤts⸗Reglement vom 4. November 1720. enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen ſo unvollſtaͤndig gezeigt, daß die Reviſion und Berichtigung 
derſelben zu einem dringenden Bedürfniß geworden iſt. 


5 Wir haben daher Allergnaͤdigſt befohlen, daß das Feuer⸗Sozietaͤtsweſen 
einer Reviſion unterworfen werde und nachdem dieſelbe bewirkt und die Intereſ⸗ 
ſenten daruͤber vernommen worden, ſo verordnen Wir wie folgt: 


F. 1. 


Es ſoll fuͤr Je Städte Alt⸗Pommerns mit Ausſchluß der Stadt . Allgemeine 
Stettin, einſchließlich jedoch der Flecken Werben, Guͤltzow und Stepenitz, welche N 
chon bisher zum e Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Verbande gehört ha⸗ 

en, fortan nur eine Öffentliche Sozietät beſtehen, deren Zweck auf gegenfeitige 
Verſicherung von Gebaͤuden gegen Feuersgefahr gerichtet und in welcher > 

dieſe Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich übernommen ift, daß ſich jeder Theilne 
mer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniß eines Verſicherers und eines Verſicherten 
befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetz pro rata wei Verſicherungsſumme obliegenden Beiträgen verhaftet iſt. 
Keine außerhalb der Provinz, K es im In⸗ oder Auslande etablirte, auf Ge⸗ 
genſeitigkeit der Immobiliarverſicherung gegen Feuersgefahr gerichtete Inſtitu⸗ 
tion, ſoll fortan innerhalb der Grenzen dieſes Verbandes, hinſichtlich der out: 
nahmefähigen Gebäude ($$. 6. 7. 8.) Wirkſamkeit ausüben dürfen. 


Diejenigen zum vorgedachten Verbande en Sozietaͤtsverwandten, 
welche gleichwohl ihre zur Aufnahme geeigneten Gebäude (. 6. 7. und 8.) bei 
einer ſolchen, auf Gegenſeitigkeit der Immobiliarverſicherung gerichteten Geſell⸗ 
ſchaft verſichern, ſollen in dem Falle, daß die Entdeckung vor einem Brandun⸗ 
gluͤck erfolgt, außer dem ſofortigen zwangsweiſen Austritt aus jener Geſellſchaft, 
mit einer Geldbuße von 5 bis 50 Thalern, in dem Fall aber, daß die Entdek⸗ 
kung der Kontravention erſt nach eingetretenem Brande geſchieht, uͤberdies noch 
mit dem Verluſt der Verſicherungsſumme, ſobald und ſoweit ſie uͤber den im 
8 15. beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth hinausgehet, beſtraft, und die 

eldbuße ſoll zur Kaffe der Sozietaͤt, die den Verſicherungswerth uͤberſteigende 
Summe aber zur Hälfte für die Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe und zur andern Hälfte für 
den Armenfonds des Orts, zu welchem das Gebaͤude gehoͤrt, eingezogen werden. 


(No. 20750) J. 2. 


z 


Ka 

Die in Alt⸗Pommern auf den Grund des Reglements vom 4. Novem- 
ber 1720. bisher beſtandene, auf gegenſeitige Immobiliarverſicherung gegen Feuers⸗ 
gefahr gerichtete Sozietaͤt der äre fol aufgeloͤſt werden. 

Privatvereine, welche zu dem Zwecke beſtehen oder errichtet werden moͤch⸗ 
ten, daß ſich Nachbarn unter einander mit Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz und dergl. 
nicht umſonſt, ſondern gegen Bezahlung eines angemeſſenen gleichfoͤrmigen 
Preiſes unterſtuͤtzen, und daß es in jedem einzelnen Falle in des Brandbeſchaͤ⸗ 
digten Wahl ſteht, von dieſer Unterſtuͤtzung ganz oder nur zum Theil, oder gar 
nicht Gebrauch zu machen, find in dieſen Beſtimmungen ($$. 1. und 2.) nicht 
mitbegriffen, koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher Perſonen nicht in Anſpruch 
nehmen, ſtehen unter Aufſicht Unſerer Regierung, und ae ihre Statuten zur 
Reviſion und Genehmigung dem Ober⸗Praͤſidenten einreichen, der auch die An- 
ordnung zu CR at, daß ihr Daſein und ihre Leiſtungen der Feuerſozietaͤt, 
bei welcher die Gebaͤude verſichert ſtehen, zur gehoͤrigen Zeit bekannt werden. 


F. 3. 


In welcher Art die 5 der bisherigen Sozietät ab- 
ewickelt, desgleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben in die neue 
Feuerfozietät übernommen werden ſollen, nicht minder von welchem Zeitpunkte 
ab die letztere auf Grund des gegenwaͤrtigen Geſetzes in Wirkſamkeit treten foll? 
daruͤber iſt die naͤhere Anleitung in der heute von Uns vollzogenen beſonderen 
Ausfuͤhrungs⸗Verordnung enthalten. 


9. A 


Die Verhandlungen, welche die Verwaltung der durch das gegenwaͤrtige 
Reglement begründeten Feuerſozietaͤt betreffen, die darauf bezuͤgliche Korreſpon⸗ 
denz 1 den Behörden und Mitgliedern der Sozietät, die amtlichen Atteſte 
für die Verſicherungen und die Quittungen über empfangene Brandentſchaͤdi⸗ 
gungszahlung aus der Sozietaͤtskaſſe, find von tarifmaͤßigen Stempeln und 
Sporteln entbunden. N 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel und Spor⸗ 
teln, deren Bezahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 

Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Parthei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, zu den Neben-Exemplaren der Stempel be⸗ 
glaubigter Abſchriften zu verwenden. a 


F. 5. 


Wegen der Portofreiheit behaͤlt es bei den allgemeinen durch Vereini⸗ 
gung des Miniſters des Innern und des General-Poſtmeiſters getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen ſein Bewenden. 0 

. D 


Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebäude 
und zwar nur be Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen Gemeinde ` 
bezirke belegen find, auf welche ſich ihr Verband erſtreckt. ; 
97. 


2 3 
§. 7. 


In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme geeignet 
ſind, jedoch ſollen: f 

1) Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 

2) Schwefelraffinerien, 

3) Stuͤckgießereien N 

A) Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, 

5) Terpenthin⸗ und Firnißfabriken, 

6) Soda⸗, Dlaufäure- und Holzſaͤurefabriken, 

70 ger zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und 
nallgold, 

s) Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer, 

9) Theeroͤfen, 

10) Back⸗ und Brachſchauer und 

11) Toͤpferoͤfen 


wegen allzugroßer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht aufgenommen werden. 


A 8. g 
Die Beſtimmungen des $. 2. beziehen ſich jedoch nicht auf die Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebaͤude der Beſitzer ſolcher Fabriken und Anſtalten, oder 
ihrer Arbeiter und Werkleute, inſofern dieſelben mit den daſelbſt benannten Ge⸗ 
baͤuden keinen unmittelbaren Zuſammenhang haben. 


A 9. 


Jedes Gebäude muß einzeln, alſo jedes abgeſonderte Neben- oder Hin⸗ 
tergebaͤude beſonders verſichert werden. 


9. 10. 


Unter der im A. 1. gedachten Beſchraͤnkung ſteht zwar jedem frei, feine 
Gebaͤude nach Gutbefinden auch anderswo als bei der durch das gegenwaͤrtige 
Reglement begruͤndeten Sozietaͤt gegen e zu verſichern, kein Gebaͤude 
aber, welches mit Ausnahme der im $. 2. erwahnten Privatvereine ſchon an⸗ 
derswo verſichert iſt, kann bei der durch dies Reglement begruͤndeten Sozietaͤt 
weder ganz noch zum Theil aufgenommen und kein Gebaͤude, welches bei der 
letztgedachten Feuerſozietaͤt bereits verſichert iſt, darf mit Ausnahme des im A 2. 
erwaͤhnten Falles, auf irgend eine andere Weiſe nochmals, es ſei ganz oder zum 
Theil, verſichert werden. 


Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude dieſer Beſtimmung 
entgegen, noch anderswo als bei den im $. 2. erwähnten Privatvereinen verſi⸗ 
chert iſt, ſo wird daſſelbe nicht allein in den Kataſtern der durch das gegenwär- 
tige Reglement begründeten Jeuerſozietaͤt ſofort geloͤſcht, e es iſt auch der 
Eigenthuͤmer im Fall eines Brandungluͤcks der ihm ſonſt aus derſelben zukom⸗ 
menden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Verbindlichkeit 


zu allen Feuerkaſſen⸗Beitraͤgen bis zum Ablauf des Halbjahres, in welchem die 
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Ausſchließung erfolgt, eine Abänderung erleidet, und die Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
iſt uͤberdem verpflichtet, den Fall zur naͤhern Beſtimmung daruͤber, ob Grund 
zur Kriminalunterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſey? dem Eom- 
petenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. 


A, 11. 


Auch ſoll jedermann, welcher ſeine zum Sozietaͤtsverbande gehoͤrigen Ge⸗ 
baͤude (F. 1. und A 6. ff.) anderswo als bei der durch das gegenwaͤrtige Re⸗ 
glement begründeten Feuerſozietaͤt verſichern läßt, oder hat verſichern laſſen, ver⸗ 
pflichtet fein, ſolches mit Benennung der genommenen nur nach A 15. zuläſſigen 
Verſicherungsſumme binnen laͤngſtens 14 Tagen bei Vermeidung einer zur So⸗ 
zietaͤtskaſſe fließenden Ordnungsſtrafe von fünf Thalern, der Feuerſozietaͤts-Di⸗ 
rektion entweder unmittelbar oder durch Vermittelung der Ortsobrigkeit anzu— 
eigen. Dieſe Anzeige muß auch in Hinſicht derjenigen Gebäude, welche bei Er- 
finung der neuen Feuerſozietaͤt anderswo bereits verſichert fein möchten, bei 
gleicher Strafe innerhalb ſechs Wochen nachgeholt und von der Sozietaͤtsdirek⸗ 
tion in allen einzelnen dE wo fie es noͤthig findet, die Zulaͤſſigkeit der Ver⸗ 
ſicherung nach F. 18. ff. geprüft werden. 


A 12. 


Im Allgemeinen beſteht fuͤr die Beſitzer von Gebaͤuden keine Zwangs⸗ 
pflicht, ihre Gebaͤude gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſondern es haͤngt ſolches 
von ihrem freien Entſchluſſe ab. Wie es in dieſer Beziehung bei der erſten 
Einrichtung der neuen Sozietaͤt zu halten, darüber ift in der Ausfuͤhrungsverord⸗ 
nung vom heutigen Tage das Weitere verordnet. 


$. 13. 


Indeſſen ſoll fortan jeder Hypothekglaͤubiger, für deſſen Forderung ein 
bei der durch das gegenwaͤrtige Reglement begründeten Feuerverſicherungs-So⸗ 
zietaͤt verſichertes Gebaͤude verhaftet iſt, wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, 
oder des Schuldners ausdruͤckliche Einwilligung dazu beibringt, berechtigt ſein, 
fein Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤts-Kataſter vermerken zu laſſen, und es iſt 
alsdann die das Kataſter fuͤhrende Behoͤrde nicht allein zu dieſem Vermerk, 
ſondern auch dazu verpflichtet, die geſchehene Eintragung deſſelben auf dem 
Schuldinſtrumente ſelbſt zu . Ein ſolcher Vermerk kann alsdann 
nicht anders geloͤſcht werden, als wenn der Beweis uͤber die geſchehene Tilgung 
der Schuld, oder die ausdrückliche Einwilligung des Glaͤubigers beigebracht 
wird, und bis dahin iſt in Beziehung auf ein ſolches verpfaͤndetes Gebaͤude 
kein Austritt aus der Feuer-Verſicherungsſozietaͤt zulaͤſſig. Vermerke dieſer Art 
ſollen zugleich geheim gehalten und die Kataſter dürfen demnach nur ſolchen "Der. 
ſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe zur Einſicht nachweiſen koͤnnen. 

Außerdem behält es auch, wo die Geſetze in gewiſſen Faͤllen (z. B. bei 
Fideikommiſſen): oder wo ſchon beſtehende oder kuͤnftige Vertraͤge die Ver⸗ 
pflichtung zur Verſicherung gegen Feuersgefahr begruͤnden, uͤberall dabei ſein 
Bewenden. NW 

$. 14. 


— 37 — 
$, 14. 


Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhaͤngenden rechtlichen A. Zeit des 
Wirkungen findet zweimal im Jahre, nämlich mit der Mitternachtsſtunde (12 Ling nd Aus 
Uhr) des 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres ſtatt, und wenn ein Gebaͤude, 
welches eingegangen oder die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat (J. 7.), im 
Kataſter geloͤſcht werden muß, fo find davon die Beitrage noch auf das ganze 
Halbjahr, in welchem die Loͤſchungsfaͤhigkeit eingetreten, zu entrichten. In eben 
dieſen Perioden finden auch Erhoͤhungen oder Herunterſetzungen der Verſiche⸗ 
rungsſummen, ſoweit ſolche ſonſt zulaͤſſig find Oé. 18. ff. und 240), ſtatt. 


A 15. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth des verſicherten Ge- z. Höbe der 
baͤudes nicht allein niemals uͤberſteigen, ſondern es ſoll auch kein Gebaͤude e ane 
her, als zu 4, geſchrieben Sieben Achtel, ſeines gemeinen Werths angenommen 
werden duͤrfen. 


A 16. 


Mit Beobachtung der im vorſtehenden A beſtimmten Beſchraͤnkung hängt 
aber die Beſtimmung der Summe, auf welche ein Gebaͤudebeſitzer bei der So⸗ 
zietaͤt Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in 
Betraͤgen, die durch die Zahl fuͤnfundzwanzig theilbar find, abgerundet und in 
Kourantwerth ausgedruͤckt ſeyn. 


$. 17. 


Der im F. 15. angeordneten Beſchraͤnkung iſt fortan auch Jeder, der 
ſeine zum Sozietaͤtsverbande gehörigen Gebaͤude anderswo ($. 11.) verſichern 
laͤßt, unterworfen, dergeſtalt, daß jede hoͤhere Verſicherung unzulaͤſſig iſt. 


„Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicherten fol, außer der 
Zuruͤckfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den im A. 15. beſtimmten Werth, 
mit einer zur Sozietaͤtskaſſe fließenden Geldbuße von Fünf bis Fuͤnfzig Thalern, 
wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt wird, ſonſt aber, wenn 
die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt nach dem Brande geſchieht, neben jener 
Geldbuße mit dem Verluſte der Verſicherungsſumme, ſoweit fie über den im 
$. 15, beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth, hinausgeht, welche zur Hälfte 
dem Sozietaͤtsfonds und zur andern Hälfte dem Armenfonds des Orts, zu wel⸗ 
chem das zu hoch verſicherte Gebaͤude gehoͤrt, zufaͤllt, beſtraft werden. 


A 18. 


Die Feſtſtellung des gemeinen Werths ($. 15.) für den Zweck der Feuer⸗ 
Verſicherung geſchieht durch eine Taxe. 

Es darf dabei aber weder auf gewerbliche Lage noch auf den Werth der 
Bauſtelle oder fonftige Realitäten geruͤckſichtigt werden. 

SEtwanige in einem Gebaͤude befindliche Fabrikationsanſtalten und Ma⸗ 
Ke wenn fie auch damit in Verbindung geſetzt ſeyn follten, kommen eben⸗ 
alls nicht mit zur Abſchaͤtzung. 

Jahrgang 1840. (No. 2075.) G Die 
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Die Abſchaͤtzung iſt für jedes Gebäude beſonders zu bewirken, und muß 
auf eine derſelben beizufügende detaillirte Beſchreibung, in welcher die Lage und 
Dimenſionen deſſelben nach Länge, Tiefe und Höhe, das Material, woraus es 
erbaut iſt, und die Art ſeiner Bedeckung genau angegeben find, ſowie fein bau⸗ 
licher Zuſtand und das darin betriebene Gewerbe (N. 27.) überhaupt erſichtlich 
iſt, gegruͤndet ſeyn. 


9. 19. 


Die zu bewirkende Abſchaͤtzung (F. 18.) geſchieht durch den eigends dazu 
beeidigter Stadtzimmer- und Stadtmaurermeifter, oder nach Umſtaͤnden auch von 
andern beſonders dazu zu vereidigenden oder ſchon vereidigten Sachverſtaͤndigen, 
unter Beitritt der Orts-Baudeputation, wo ſolche exiſtirt oder eingeführt wer⸗ 
den möchte, und wird, nachdem fie dem Eigenthuͤmer zur Erklaͤrung vorgelegt 
worden iſt, durch den Magiſtrat oder ſonſtigen Ortsvorſtand, wenn er kein Be⸗ 
denken dagegen hat, beſcheinigt, feſtgeſtellt und in das Kataſter (A. 77.) einge 
tragen. 

Werden von dem Eigenthuͤmer gegen die Werthsfeſtſtellung der Orts⸗ 
Behörde Einwendungen gemacht, fo entſcheidet die Feuerſozietats⸗Direktion (Re⸗ 
gierung zu Stettin), auf weiteren Rekurs aber der Ober-Praͤſident der Provinz 
und demnaͤchſt das Miniſterium des Innern und der Polizei ($$. 103. ff.). 


F. 20. 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ausgehenden Beſtimmung Der. 
Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, 
wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu fordern Befug⸗ 
niß hat, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibe. Dagegen iſt derjenige, wel⸗ 
cher das freie Bauholz zu liefern verpflichtet ift, berechtigt, ſolches beſonders zu 
verſichern; dies darf jedoch nur bei derſelben Verſicherungsanſtalt geſchehen, bei 
welcher das Gebäude ſelbſt aſſozürt iſt. 


K. 21. 


Uebrigens koͤnnen fo wenig die Verſicherungs-Summen, als die bloß 
um Zweck der Feuerverſicherung aufgenommenen Taxen jemals zur Grundlage 
ei oͤffentlichen oder Gemeindeabgaben und Laſten angewendet, und uͤberhaupt 
wider den Willen der Gebaͤudebeſitzer jemals zu andern fremdartigen Zwecken 
benutzt werden. 


6. 22. 


Hinſichtlich der Gebäude wird alle fünf Jahre, hinſichtlich der Wind: 
muͤhlen aber alle zwei Jahre eine regelmaͤßige Reviſion der Verſicherungsſum⸗ 
men oder Taxen angeordnet, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende 
Verminderung oder etwa eingetretene Verbeſſerung des Werths im Auge zu 
behalten, und die darnach zulaͤſſigen Verſicherungen der einzelnen Gebaͤude und 
reſp. Windmühlen feſtzuſtellen. f f Nam e 

Der Magiſtrat oder die Ortsbehoͤrde fertigt nach dem Ergebniß, wo ſol⸗ 
ches eine Herabſetzung nothwendig macht, fonft aber nach den bei der Reviſion 
N an⸗ 


— 8 ` zem. 


angebrachten Anträgen der Sozietaͤtsintereſſenten, oder unter Wiederaufnahme 
der bisherigen Verſicherungsſummen, ſofern dieſe nach dem Ergebniß der Revi⸗ 
ſion zuläffig find, unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmungen in den AA, 13. 
und 24. allemal ein neues Ortskataſter aus, und hat ſolches der Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion (Regierung zu Stettin) zur Beſtaͤtigung und Aufnahme in das Ge— 
neralkataſter aller Ortſchaften zu uͤberreichen (. 76. ff.). f 


A 23. 


Wenn zwar hiernach in der Regel eine fünfjährige Staͤtigkeit des Ka⸗ 
taſters angeordnet iſt, fo hat die Feuerſozietaͤts-Direktion dennoch jederzeit das 
Recht, ſolche Reviſion allgemein oder einzeln auf ihre Koſten vornehmen, dazu 
neue Taxen aufnehmen und dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhigen 
Summe feſtſtellen zu SÉ Namentlich find alle mit den Feuerſozietaͤts⸗Ange⸗ 
legenheiten beauftragte Beamte verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal 
ſolcher, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſon— 
deres Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den 
wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde uͤberſteige, und 
auch den Ortsbehoͤrden liegt eine gleiche Verpflichtung ob. Nicht minder iſt der 
Verſicherte ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige verpflichtet, und es bleibt, wenn 
ſolche nicht erfolgt iſt, der Societaͤt auch nach etwa eingetretenem Brandungluͤck 
der ihrerſeits zu fuͤhrende Beweis, daß das Gebaͤude weniger werth geweſen, 
vorbehalten, ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur bis auf die Hoͤhe des 
wirklichen Werths verhaftet bleibt. 5 


A 24. 


In der Regel kann Jeder in den geeigneten Perioden (F. 14. und 22) 6. Erhöhung 
die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem 99 Maximum erhoͤhen, oder ee 
auch bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herunterſetzen laſſen. Jedoch Gerfiherungs: 
findet in den Fallen des F. 13. auch die Herunterſetzung der Verſicherungs⸗ FU 
Summe ohne ausdruͤckliche Einwilligung der dort bezeichneten Hypothekglaͤubiger 
oder der Nachweis der geſchehenen Tilgung ihrer Forderungen nicht ſtatt. Der⸗ 
jenigen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, welche daraus 
folgt, daß etwa der Werth des verſicherten Gebaͤudes, oder das danach oder 
ſonſt zulaͤſſige Maximum nicht mehr die Hoͤhe der bisherigen Verſicherungs⸗ 

Summe erreicht, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen ſo 
wenig dem Gebaͤudebeſitzer als einem Dritten ein Widerſpruchsrecht zu; jedoch 
1 0 davon denjenigen Hypothekglaͤubigern, welche im Kataſter vermerkt ſind, von 

mtswegen Kenntniß gegeben werden. Die Wirkung der Herabſetzung tritt ſo⸗ 
fort, nachdem fie feſtgeſtellt iſt, ein, die Beiträge für das Halbjahr in welchem 
ſie erfolgt, werden indeß nach der bisherigen Verſicherungsſumme, die Beitraͤge 
von dem 1 Verſicherungsbetrage aber erſt vom Anfange des folgen— 
den Halbjahrs ab entrichtet. 


9. 25. 


Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beiträge werden nie 


nach dem Bedarf beſtimmt, welcher durch vorgekommene Brandſchaͤden und und deren 
1 2075.) f beit 2 9 9 5 2 ſch die Klaſſifkation. 
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FR 1 ſonſtiger Obliegenheiten der Sozietaͤt halbjaͤhrlich herbeige⸗ 
uͤhrt iſt. 


Die Mitglieder der Sozietaͤt ſind daher zur Aufbringung größerer Sum⸗ 
men, als dieſer Bedarf erheiſcht, nicht verbunden. 

Um jedoch bei der Sozietaͤt einen angemeſſenen Beſtand zu erlangen, iſt 
Jeder, welcher derſelben beitritt, oder feine bereits genommene Verſicherung er⸗ 
hoͤhen laͤßt, verpflichtet, 1 buchſtaͤblich Ein Zehntel Prozent von der Verſiche⸗ 
rungsſumme, oder von dem erhoͤhten Betrage derſelben als ein Eintrittsgeld, 
mit dem erſten Beitrage zugleich zu erlegen. 


L. 26. 


Die Beiträge zu dieſer Feuerſozietaͤt werden zu den oͤffentlichen Abgaben 
gerechnet und haben ſich daher bei eintretenden Konkurſen und Subhaſtationen 
der geſetzlichen Priorität zu erfreuen. 


8 A 27. 

Die Summe des Beitrags beſtimmt ſich fuͤr jedes verſicherte Gebaͤude 
nach der Klaſſe, zu welcher es nach ſeiner 77 und dem daraus herz 
vorgehenden Grade feiner Feuergefaͤhrlichkeit gehoͤrt. 

Es ſollen naͤmlich in der durch dieſes Reglement begruͤndeten Feuerſozie⸗ 
taͤt vier Klaſſen Statt finden: 

Zur erſten Klaſſe gehoͤren alle in ihren Umfangswaͤnden mit Einſchluß 
der Giebel maſſiv aufgeführten Gebäude, mit einer Stein- oder Metall- oder 
ſonſt erwieſenen feuerſicheren Bedachung. 

Die zweite Klaſſe begreift: 

a) alle halb maſſive, d'no und in den Umfangswaͤnden in Lehm: 

oder Luftfteinen aufgeführten Gebäude mit feuerſicherer Bedachung; 

b) die Gebäude der erſten Klaſſe, wenn darin feuergefaͤhrliche Gewerbe 
betrieben werden. 0 . - 

Die dritte Klaſſe: 

a) alle unter einem Dache gebauten Scheunen in den Vorſtaͤdten, 
— — ſie ihrer Bauart nach auch in die zweite Klaſſe gehoͤren 
ollten; 

b) die Gebaͤude unter IIa., in denen feuergefaͤhrliche Gewerbe betrie⸗ 
ben werden. 

Zur vierten Klaſſe aber werden gerechnet alle mit Rohr, Stroh, 
Schindeln oder ſonſt leicht feuerfangendem Material eingedeckten, ſowie alle 


Gebäude von gemischter Bauart werden allemal zu derjenigen Klaſſe ge⸗ 
rechnet, zu welcher fie gehören würden, wenn fie ganz fo erbaut waͤren, wie der 
Theil, fuͤr den ſie in eine unguͤnſtigere Klaſſe fallen. 


’ A 28. 
Zu den feuergefährlichen Gewerbeanlagen gehoͤren: Apotheken, Baͤckereien 
und Vackhaͤuſer, Brauereien, Brennereien, Darren, Dampfmaſchinen, Kalk⸗ 
bren⸗ 
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brennereien, Seifenſiedereien, Lichtziehereien, Syrupskochereien, Waſſermuͤhlen, 
Ziegel⸗ und Aſchebrennereien. 


$. 29. 


Hiernach hat der Magiſtrat oder die ſonſtige Ortsbehoͤrde bei Aufſtellung 
oder Berichtigung der Kataſter ($$. 19. und 22.) auch die Klaſſe, in welche ein 
zur Verſicherung zu bringendes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, gutachtlich zu be⸗ 
ſtimmen. Der Ortsvorſtand hat dem Eigenthuͤmer das Reſultat ſeines Gut⸗ 
achtens ſogleich bekannt zu machen, damit der Letztere, wenn er es noͤthig fins 
det, ſeine Rechte bei der er eee ee vor deren Beſtaͤtigung ($. 69.) 
näher ausführen koͤnne, hiernaͤchſt aber dem Eigenthuͤmer auch die Entſcheidung 
der Feuerſozietaͤts-Direktion mitzutheilen. 


Bei dieſer Begutachtung und reſp. Entſcheidung dient die Taxe zur 
Grundlage, und wenn etwa dieſe wider Vermuthen uͤber irgend einen we⸗ 
ſentlichen Umſtand nicht hinlaͤngliche Auskunft gaͤbe, ſo kann die Vervollſtaͤndi⸗ 
gung von dem Eigenthuͤmer ſelbſt oder von dem Ortsvorſtand, oder ſonſt nach 
Gutfinden auf dem kuͤrzeſten Wege erfordert werden 


F. 30. 


Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
zufrieden, ſo hat es dabei ſein Bewenden. Will er ſich derſelben aber nicht un⸗ 
terwerfen, ſo ſteht ihm der Weg des Rekurſes an den Ober⸗Praͤſidenten und 
das Miniſterium des Innern und der Polizei zu (IJ. 103. ff.). 


F. 31. 


Die Beſtimmung der Feuerſozietaͤts⸗Direktion gilt aber jedenfalls derge⸗ 
ſtalt, daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekursverfahrens erſt von dem 
naͤchſten, nach Beendigung deſſelben reglementsmaͤßig zulaͤſſigen Eintrittstermin 


zs 


ab (. 14. und 22.) zur Wirkſamkeit gelangt. 
F. 32. 5 


Das Beitragsverhaͤltniß nach den ae der Gebaͤude wird dahin feſt⸗ 
geſtellt, daß von Gebaͤuden in der erſten Klaſſe einfach, von den in der zw ei⸗ 
ten Klaſſe doppelt, von den in der dritten Klaſſe dreifach und von den in 
der vierten Klaſſe aber vierfach beigetragen werden muß. 


$. 33. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen ſollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der Eroͤff⸗ 
nung dieſer Feuerſozietat an gerechnet, mit Huͤlfe der inzwiſchen geſammelten Er⸗ 
fahrungen einer neuen Prüfung durch die Kommunal⸗Landtagsdeputirte der Städte, 
und das Reſultat derſelben mittelft gutachtlichen Berichts des Miniſteriums des 
Innern BES Genehmigung unterworfen werden. Für, die Raf Perioden 
wird ausnahmsweiſe beſtimmt, daß ſchon nach den erften fünf Jahren eine ſolche 


Reviſion Statt finden foll, und dabei für die naͤchſtfolgenden fuͤnf Jahre auf 
Go. 2073.) dem 
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dem vorbezeichneten Wege eine etwa als noͤthig oder nuͤtzlich anerkannte Abaͤn— 
derung getroffen werden kann. ) 


$. 34. 


8. Bauliche Wenn während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine Ver⸗ 

nähen der änderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße er⸗ 

Berfiherungs: hoͤht, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine 

sn. andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen würde: fo ift 
der Verſicherte verpflichtet, dem Ortsvorſtande innerhalb des laufenden Halbjahrs 
davon Anzeige zu machen und ſich der aus den getroffenen baulichen Abaͤnderun⸗ 
gen reglementsmaͤßig etwa folgenden Beitragserhoͤhung zu unterwerfen. 


A 35. 


Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahr geleiſtet, ſo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Beitrd- 
gen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten muͤſſen, 
als Strafe zur Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe entrichten. 


$. 36. 


Dieſer Strafbetrag wird von dem Anfang des Halbjahres an, in 
welchem die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Halbjahrs, 
in welchem dieſelbe nachtraͤglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung der 
vorgenommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht über den Zeitraum von 
fuͤnf Jahren hinaus, berechnet. 

A 37. 

Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhete Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt von Anfang an mit übernommen; es muß aber, wo eine 
Verſetzung des Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete 
Klaſſe eintritt, der höhere Beitrag vom Anfang des Halbjahrs an, in welchem 
die Veraͤnderung Statt gefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen ($. 35. 
und 36.) geleitet werden. 


6. 38. 


9. Brandſcha⸗ Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher in einem bei der 

den Sake. Sozietät verſicherten Gebäude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, wenn 
der Feuerſchaden partiell geweſen, und das Gebaͤude 1 abgebrannt 
oder zerſtoͤrt, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


F. 39. 


So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß ſogleich nach geloͤſchtem 
Brande eine Beſichtigung des Schadens durch den Ortsvorſtand erfolgen. 
Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein Totalſchade vorliegt, ſo hat er eine Verhand⸗ 
lung aufzunehmen, wodurch das Reſultat feftgeftellt wird. Handelt es ſich aber 
von einer partiellen Beſchaͤdigung, fo muß von ihm bei der Schadensbeſich⸗ 
tigung nach ſeinem Ermeſſen die fuͤr die Aufnahme der Werthstaxen CA. ng 

es 
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beſtimmte Kommiſſion oder der Diſtriktsbaubeamte, unter Beitritt der etwa 
vorhandenen Orts-Baudeputation zugezogen, und von jener oder von dieſem 
die Abſchaͤtzung des Schadens ſofort an Ort und Stelle vorgenommen und 
zum Protokoll erklaͤrt werden. In beiden Faͤllen iſt auch der Beſchaͤdigte ſelbſt 


bei der Verhandlung zuzuziehen und mit ſeiner Erklaͤrung zum Protokoll zu 
vernehmen. 


Sobald nach dem Ermeſſen des Magiſtrats oder der ſonſtigen Orts⸗ 
Behoͤrde der zu ermittelnde Feuerſchade die Summe von 100 Rthlr. nicht er⸗ 
reichen dürfte, ift die Zuziehung des Diftriftsbaubeamten bei der Abſchaͤtzung in 
der Regel zu vermeiden. 


$. 40. 


Bei der vorzunehmenden Abſchaͤtzung (F. 39.) dient die der Verſicherung 
zum Grunde liegende Taxe des abgebrannten Gebaͤudes zur Grundlage und 
wird als Taxationsgrundſatz angenommen, daß die beſchaͤdigten Gebaͤude oder 
ſonſtigen Gegenſtaͤnde mit dem zu ermittelnden Anſchlagsquanto wieder in einen 
dem vorigen gleich zu achtenden Zuſtand ($. 18.) gebracht werden koͤnnen. 


F. 41. 


É Zr Sa Verhandlung (F. 40.) muß zugleich von Amtswegen Alles, 
was über die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, 
die Daͤmpfung deſſelben, die zur Huͤlfe gekommenen Spruͤtzen und andere 
Loͤſchungshuͤlfen und ſonſtige, die Sozietaͤt nach Inhalt des gegenwärtigen Regle⸗ 
ments angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, geſchichtlich zu Protokoll nn 
und Jeder, der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, Darüber, ob, wo und wie hoch 
er — ſey es fein Immobiliar- oder Mobiliarvermoͤgen — gegen Feuer ver⸗ 
ſichert habe? umſtaͤndlich vernommen werden. Die bei der ganzen Verhand⸗ 
lung etwa vorkommenden Koſten uͤbernimmt die Sdzietaͤt. 


9. 42. 


Die Brandſchadenverguͤtigung wird für. alle Beſchaͤdigung des verſicher- 10. Auszah⸗ 
ten Gebäudes durch Feuer geleifter, ohne daß die Art und der Grund der EE eg 
Entftehung des Feuers, er beruhe in 15 Macht, Zufall, Bosheit oder Vergütigungs⸗ 
Muthwillen, darin einen Unterſchied macht. | Gelder. 


$. 43. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurfacht 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt wird, ſo faͤllt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der Brand⸗ 
er dada fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das 

euer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vorenthalten 
werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſſelben 
wider ihn die Kriminalunterſuchung eroͤffnet worden. In dieſem Falle haͤngt 
es von dem Ausfalle des Urtheils ab, ob die Brandſchadenverguͤtigung definitiv 
wegfaͤllt, oder nach rechtskräftig entſchiedener Sache nachzuholen iſt. 


(No, 2075.) b Wird 


= RB = 
Wird naͤmlich der Verſicherte gaͤnzlich oder vorläufig frei geſprochen, ſo 


muß die Nachzahlung erfolgen, im Fall einer Verurtheilung aber iſt die 
Sozietaͤt dazu nicht verpflichtet. 0 
. 44. 


Haften jedoch in einem ſolchen Falle (K. 43.) auf dem abgebrannten 
Gebaͤude ſolche Hypothekſchulden, die nach $. 13. im Kataſter gehörig vermerkt 
und von dem Schuldner nicht anderweitig zu decken find: fo ſoll auf den An⸗ 
trag dieſer Gläubiger das abgebrannte Gebäude oder der Platz, wo ſolches 
geſtanden, nebſt der Entſchaͤdigungsſumme, welche die Sozietaͤt ſonſt zu gewähren 
haͤtte, ſubhaſtirt und dem Meiſtbietenden mit der Verpflichtung zum Wieder: 
aufbau zugeſchlagen werden. Was alsdann von der Lizitationsſumme nach 
Befriedigung der vorgedachten Glaͤubiger noch uͤbrig bleibt, wird zunaͤchſt be⸗ 
nutzt, um die Sozietaͤt fuͤr die von ihr gezahlte Entſchaͤdigungsſumme zu decken, 
und erſt der hiernaͤchſt noch etwa verbleibende Ueberſchuß kommt dem ſchuldig 
befundenen Verſicherer zu Gute. 


F. An. 


ſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Faͤllen der Civil⸗ 
Anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen in ſoweit vorbehalten, 
als dem Verſicherten, erſten Falls in ſeinen eigenen Handlungen, andern Falls 
in der hausvaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe 
Verſchuldung (culpa lata) zur Laſt fällt. 


A 46. 


Ob und in wie weit die Sozietaͤt gegen einen Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und VE auf Schadenserſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den 
Betrag der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtigung, Kraft der 
Verſicherung, ipso jure auf die Sozietät: über, 


$. 47. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel, ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen, oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Befehl 
eines Heerfuͤhrers oder Kommandofuͤhrers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von 
der Sozietaͤt nicht verguͤtet. ` ) 

$. 48. 
Daß ein von Krieg führenden Truppen vorſaͤtzich erregtes Feuer zu 
militairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigen Vorſatz erregt worden, 
wird 


= = 


wird im zweifelhaften Fall vermuthet, wenn der Befehl dazu, oder zu ſolchen 
Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit gewoͤhn⸗ 
lichem Verſtande als wahrſcheinlich voraus zu ſehende Folge geweſen, wirklich 
ertheilt worden iſt. , ) 


9. 49. 


Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirklichkeit, 
ſey es geradezu, oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtaͤnden nicht 
zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge⸗ 
baͤudes durch Truppen, waͤhrend eines Gefechts oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſicht des Gegners oder waͤhrend einer Belagerung oder vor einer Belage⸗ 
rung bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 


$. 50. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos— 
heit des Militairs und Armeegefolges oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Brandverguͤtung durch die Sozietät 
keinesweges ausgeſchloſſen. 


$. 51. 


Eben ſo wenig ſind von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen der 
Gebäude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher auch nicht gezuͤn⸗ 
det, ſondern bloß zertruͤmmert hat, hervorgebracht werden, noch auch ſolche, 
welche einem aſſozürten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch 
die Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Ver⸗ 
breitung des Feuers zu verhuͤten, 3. B. durch ein von kompetenten Perſonen 
angeordnetes oder doch nachher als noͤthig oder SA Feuerloͤſchung nach⸗ 

gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den 

in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt ſind. Schaͤden aber, 
welche durch Erdbeben, Pulver und andere Exploſionen oder aͤhnliche Natur⸗ 
ereigniſſe verurſacht find, werden nur dann vergütet, wenn ein ſolches Ereigniß 
Feuer veranlaßt hat und die Schaͤden ſelbſt alſo Brandſchaͤden find. 


$. 52. 


Die Vergütung des ermittelten ($$. 38 ap 40.) Feuerſchadens wird jeder⸗ 
zeit nur nach dem Verhaͤltniß der im Kataſter gezeichneten Verſicherungsſumme 
zum vollen (F. 18.) abgeſchaͤtzten Werth des Gebaͤudes geleiſtet. 


A 53. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtigt, jedoch 
muß Dé der Verſicherte die etwa gebliebenen, zum Wiederaufbau noch brauch⸗ 
baren Materialien, ſoweit deren Werth die Koſten der Abrdumung des Bau⸗ 
platzes überfteigt, nach billiger Abſchaͤtzung in dem im vorhergehenden A feſtge⸗ 
Rellten Verhaͤltniß von der Schadenverguͤtung abrechnen fen. 1 


Jahrgang 1840. (No. 2075.) H d 34. 


§. 54. 


Mit Ausnahme des im A. 43. erwaͤhnten Falles erfolgt die Auszahlun 
der Brandſchadengelder durch den Magiſtrat oder die ſonſtige Ortsbehoͤrde glei 
nach Feſtſtellung des Schadens, bei Totalſchaͤden zu einem Drittel an den 
Eigenthuͤmer des Gebäudes aus dem vorhandenen Beſtande. (F. 25.) ' 

Der Ortsvorſtand ſorgt dafür, daß mit dem Aufbau ungefäumt vorge: 
gangen werde und iſt daher zur Sicherung des Ssozietäaͤtsintereſſes berechtigt, 
die Entſchaͤdigungsgelder nur ſukzeſſive, je nachdem der Bau vorſchreitet, aus⸗ 
zuzahlen. 

$. 55. 


Das zweite Drittel ſoll gezahlt werden, wenn das herzuſtellende Gebaͤude 
unter Dach gebracht iſt, wogegen das letzte Drittel erſt nach vollftändig beendig⸗ 
tem Wiederaufbau verlangt werden kann. 

Sowohl über die erfolgte Herſtellung der Gebäude, als auch der Zéi, 
geraͤthſchaften ſind Atteſte des Diſtriktsbaubeamten einzuholen und von der 
Ortsbehoͤrde zum Belage der Rechnung bei der Feuerſozietaͤts⸗ Direktion (Re⸗ 
gierung) einzureichen. 

$. 56. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung in zwei Hälften, die erſte ſo⸗ 
gleich nach Feſtſtellung des Schadens, die zweite dagegen, ſobald die Wieder⸗ 
herſtellung vollendet iſt. 

$. 57. 

Die Zahlung geſchieht in der Regel ($$. 44. 60. und 62.) an den Ver; 
ſicherten, und darunter iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes 
zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem Fall, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, 
worauf das verſicherte Gebäude fteht, oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung 
u. ſ. w. auf einen andern übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage entſpringende Rechte und Pflichten für übertragen geachtet werden. = 


$. 8. 


Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder geſchieht jedoch nur an den⸗ 
3 welcher im Feuerſozietaͤts⸗ Kataſter als Verſicherter ver⸗ 
merkt L 


$. 59. 

Das Intereſſe der hypothekariſchen Gläubiger oder anderer Realberech⸗ 
tigten wird dabei Seitens der Sozietät von Amtswegen nicht beachtet, fondern 
es bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfall in Zeiten den 
Arreſtſchlag auf die Verguͤtungsſumme bei dem gehoͤrigen Richter auszuwirken. 


K. 60 
Nur wenn, und ſo weit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſchehener Auszah⸗ 
lung der Verguͤtigungsgelder eintritt, die Sozietät verbunden, die Zahlung 
zu 


== MW ` 
zu dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das Wei⸗ 
tere unter ſich abzumachen haben. 
A 61. 


Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtigungs⸗ 
geldern wider den Willen des Verſſcherten feine Befriedigung zu verlangen, 
wenn und fo weit dieſelben in der Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes 
verwandt werden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzli 
zulaͤſſige Weiſe vor dem Hypothek⸗Nichter oder nach deſſen rmeſſen zulaͤngli 
ſicher geſtellt wird. 

$. 62. 


Stellt hingegen der Verſicherte das Gebäude nicht wieder her, ſo hat 
es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung auf das 
Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, ſein Bewenden. 


A 63. 


Nur wenn ein durch Brand verungluͤckter Theilnehmer von der Wieder- 11. Folge des 
herftellung eines abgebrannten Gebäudes dispenſirt wird (L. 67.), ſcheidet er Prandungtäde 
rückſichtlich dieſes Gebäudes aus der Sozietaͤt aus und iſt nur noch zu den den Austritt 
Beitragen für das laufende Halbjahr verhaftet (. 14.)., Sonſt aber unter⸗ der Berficer: 
bricht weder der Total⸗ noch der Partialſchaden den Verſicherungsvertrag, nur Sozietät und 
muß nach Wiederherſtelung des Gebäudes den Erforderniſſen der 60. 18. 20. MA 
von Neuem Genuͤge geleiftet und das Kataſter darnach berichtigt werden. der Gebäude. 


9. 64. 


Die neuen Gebdude treten ſolchen Falls an die Stelle der alten, und es 
wird jede Brandbeſchaͤdigung daran, ſelbſt die an den Baumaterialien, wenn 
der Bau noch nicht vollendet iſt, nach den vorhergehenden Grundſaͤtzen ($$. 52. 
und 53.) von der Sozietät verguͤtet. 


$. 65. 


In der Regel hat jeder Aſſozürte gegen die Sozietät die Verpflichtung, 
das abgebrannte Gebaͤude wieder herzuſtellen. 

Es darf daher die Brandſchaden⸗Verguͤtigung nur zum Wiederaufbau 
der abgebrannten oder beſchaͤdigten Gebaͤude verwendet werden. ö 


$. 66. | 
Kann oder will der Eigenthümer die durch Brand zerſtoͤrten "Gebäude 
nicht wieder aufbauen, fo hat die Ortsbehoͤrde mit Beruͤckſichtigung der F. 54. 
vorgeſchriebenen Vorſichtsmaaßregeln nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen (Allg. Landrecht Theil J., Tit. S., F. 58. und 590) zu verfahren. 
A 67. ga 
Auch find Unfere Regierungen befugt, die Wiederherſtellung eines abs 


gebrannten Gebäudes entweder überhaupt oder auf der alten Bauſtelle aus po⸗ 
(No. 2078.) H 2 lizei⸗ 


12. Beamte 
der Sozietaͤt. 


„ ME ` eg 


lizeilichen oder anderen höheren Ruͤckſichten zu unterſagen, und in dieſem Falle darf 
dem Brandbeſchaͤdigten die Verguͤtung, ſo weit ſie ihm ſonſt gebuͤhret, nicht vor⸗ 
enthalten werden. Nicht minder bleibt den Regierungen vorbehalten, mit Der: 
ſelben Wirkung auch ſchon dann den Abgebrannten auf ſeinen Antrag vom 
Wiederaufbau zu entbinden, oder ihm den letztern auf einer andern Bauſtelle 
zu geſtatten, wenn keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenſteht, und zugleich 
nachgewieſen wird, daß nicht auf Anlaß der Beſtimmungen des $. 43. dieſes 
Reglements ein Grund zur Vorenthaltung der Brandverguͤtigungsgelder vor⸗ 
handen ſey; in dieſem galle ift jedoch die Regierung verpflichtet, die Ortsbehoͤrde 
vorher gutachtlich zu hoͤren. 0 
. 68. 


Die obere Leitung der Feuerſozietaͤts⸗Geſchaͤfte übernimmt einſtweilen 
ferner, wie bisher, unter der Firma: 


„Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion“ 


die Regierung zu Stettin, welche ein Mitglied ihres Kollegiums mit der ſpeziel⸗ 
len Bearbeitung der Feuerſozietaͤts⸗Geſchaͤfte zu beauftragen hat. 


$. 69. 


Die Feuer ⸗Sozietaͤts⸗ Direktion ertheilt nach den Vorſchriften dieſes 
Reglements den Magiſtraͤten und Ortspolizei⸗-Behoͤrden Inſtruktionen, entſchei⸗ 
det in zweifelhaften Faͤllen und beſeitigt in vorgeſetzter Inſtanz die vorkommen⸗ 
den Beſchwerden. 


Sie beſtaͤtigt die Verſicherungsſummen der Kataſter, ebenſo wie die 
Klaſſifizirung der Gebaͤude, pruͤft und ſetzt die Schadenliquidationen feſt, hebt 
ortsweiſe die Beitraͤge ein, laͤßt die Entſchaͤdigungen auszahlen und die alle 
Jahr vorzulegende Rechnung zuſammenſtellen. 5 


$. 70. 


Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuer⸗Sozietaͤt übernimmt einſtweilen noch 
ferner die Regierungs⸗-Haupt⸗Kaſſe zu Stettin gegen Empfang des bisherigen 
Kaſſen⸗Verwaltungszuſchuſſes von Zwei Prozent der Einnahme aus der Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Kaſſe. 

A 71. 

Zu allen ſonſtigen Buͤreau⸗Geſchaͤften bedient ſich die Feuerſozietaͤts⸗Di⸗ 
rektion der zur unentgeltlichen Bearbeitung der Feuerſozietaͤts-Geſchaͤfte verpflich- 
teten Subalternen der Regierung, ſo lange als die Direktion bei der Regierung 
verbleibt. a | 

$. 72. i 

Unmittelbar unter der Feuerſozietaͤts⸗Direktion beſorgt in jeder Pig 
Ortſchaft der Magiſtrat oder die fonftige Ortsbehoͤrde alle ihm oder ihr nach 
dieſem Reglement obliegenden Geſchaͤfte der Feuerſozietaͤt in derſelben Art, wie 
die uͤbrigen Ortsangelegenheiten und ohne alle Koſten fuͤr die Sozietaͤt. 


$. 73. 


Fr ER 
K. 73. 


Die Elementar⸗Erhebung der Beiträge, Abführung derſelben an die Re⸗ 
gierungs⸗Hauptkaſſe und die Auszahlung der Brandverguͤtigungsgelder geſchieht 
durch die Kommunal⸗Kaſſe jeder Ortſchaft ohne beſondere Vergütung. Die 
ſpezielle Kontrole derſelben liegt dem Magiſtrat oder der ſonſtigen Ortsbehoͤrde ob. 


$. 74. 


Fuͤr die Kaſſenbeamten der Feuerſozietaͤt C$$. 70. und 73.) gelten naͤchſt 
der denſelben etwa zu ertheilenden beſonderen Inſtruktionen, diejenigen Vor⸗ 
ſchriften, welche allen offentlichen Kaſſenbeamten ertheilt find. 


$. 75. 


Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion hat für die Regulirung der Kautionen, fo 
weit ſolche nach den Umſtaͤnden erforderlich erſcheinen, nach Anleitung der dieſer⸗ 
halb beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen. 


A 76. 


Bei der Feuerſozietaͤts⸗ Direktion wird ein Hauptlagerbuch (Haupt⸗Ka⸗ ua. Geſchͤfts⸗ 
taſter) und in jeder aſſozürten Ortſchaft ein Ortslagerbuch (Orts + Kataſter) So e 
geführt, welche alle zur Verſicherung kommende Gebäude und alle das Feuer⸗ 
Verſicherungsgeſchaͤft betreffenden Haupthandlungen nachweiſen muͤſſen. 


$. 77. 


„Damit aus dem Hauptlagerbuche in Zufammenftellung mit den Geer: 
ſozietaͤts⸗Kaſſenrechnungen zu jeder Zeit alle das Feuerſozietaͤts⸗Weſen betreffen⸗ 
den Data und Zufammenftellungen mit Leichtigkeit und Gleichfoͤrmigkeit ent⸗ 
nommen werden koͤnnen, ſo iſt das Kataſter in zweifacher Ausfertigung fuͤr 
jeden aſſoziirten Ort beſonders und zwar nach der Nummerfolge der einzelnen 
darin belegenen Gehoͤfte nach dem hier beigefuͤgten Formular anzulegen und wei⸗ 

— ter durchzufuͤhren. | 
Die Unikate dieſer Ortskataſter bilden das Ortslagerbuch, wogegen aus 
den zugleich mit den Unikaten der Feuerſozietaͤts⸗ Direktion rechtzeitig einzurei⸗ 
chenden Duplikaten das Hauptlagerbuch zuſammengeſetzt wird. a 


A 78. 


Die waͤhrend der gewoͤhnlichen Kataſterperiode (. 22.) vorfallenden 
Veraͤnderungen ($. 14. Eintreten neuer oder Wegfall bisheriger Theilnehmer, 
Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungsſummen, und Verſetzungen aus 
einer Klaſſe in die andere) werden, ſobald ſolche als ſtatthaft anerkannt ſind, in 
die dazu beſonders beſtimmten Kolonnen, ſo lange die * — des Gan⸗ 
zen es geſtattet, nachgetragen, wenn aber dergleichen Veraͤnderungen ſich in 
einem Ortskataſter zu ſehr haͤufen, ſo iſt dann ein neues Ortskataſter in duplo 
auszufertigen, um ſowohl in dem Haupt-, als in dem Ortslagerbuch gleichzeitig 
an die Stelle des alten gebracht zu werden; das alte wird alsdann aus den 
Büchern entfernt und zu den Akten gebracht. OG 
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— 50 — 
A 79. 

„Jedermann, welcher in dem Fall iſt, der Sozietät mit dem naͤchſten 
Eintrittstermin als neuer Intereſſent beizutreten muß fein desfallſiges Geſuch 
wenigſtens zwei Monate vorher an die Ortsbehörde gelangen laſſen und kann 
1 von letzterer, wenn naͤmlich dieſelbe mit der Regulirung der Sache 
nicht mehr zu rechter Zeit zu Stande kommen zu koͤnnen glaubt, für den naͤch⸗ 
ſten Eintrittstermin zuruͤckgewieſen werden. 


6. 80. 


Die etwa noͤthige Aufnahme- Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der zum 
Grunde zu legenden Taxen, muͤſſen bis laͤngſtens vier Wochen vor dem Eintritt 
des Aufnahmetermins bewirkt und bis dahin uͤberhaupt in den eie Ort⸗ 
ſchaften alle Aufnahmegeſchaͤfte vollſtaͤndig zur Genehmigung der euerſozietaͤts⸗ 
Direktion vorbereitet, abgeſchloſſen werden. 


A 81. 


Bei bloßen Erhöhungen der Verſicherungsſummen kommt es darauf an, 
ob ſolche auf den Grund einer ſchon vorhandenen Taxe zulaͤſſig ſind und nach⸗ 
eſucht werden, oder ob es der erneuerten Genuͤgung der Erforderniſſe der 
DN 18. ff. bedarf. Im letztern Fall findet die Vorſchrift der Aé 79. und 
80. Statt. Solche Erhöhungen aber, die bloß auf den Grund ſchon vorhan⸗ 
dener Dokumente zu bewirken find, ingleichen ſonſt zulaͤſſige (H. 14 — 24.) Her⸗ 
unterſetzungen der Verſicherungsſummen und gänzliche Loͤſchungen koͤnnen nach 
vier Wochen vor dem naͤchſten Eintrittstermin rechtsgültig nachgeſucht und 
muͤſſen bis dahin angenommen werden. f 10 

F. 82. 

Alle Antraͤge, welche nach Vorſtehendem zu ſpaͤt eingehen, um noch für 
den naͤchſten Termin erledigt werden zu koͤnnen, werden von Amtswegen ſo an⸗ 
geſehen, als ob ſie im Laufe der naͤchſtfolgenden Periode zu gehoͤriger Friſt an⸗ 
gebracht worden waͤren. ) ) 


$. 83. 


Späteftens drei Wochen vor dem Eintrittstermin haben die Ortsbehörs 
den alle, die vorfallenden Veranderungen (F. 78.) enthaltenden Berichte oder 
Antraͤge unter Beifuͤgung der Beſchreibungen und Taxen an die Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion in duplo einzureichen. Die letztere muß dann vor allen Dingen die⸗ 
jenigen einzelnen Geſchaͤfte, bei denen ſich Erinnerungen und Bedenken finden, 
die noch vor dem naͤchſten Eintrittstermin zu erledigen — ſchleunigſt heraus⸗ 
heben und deshalb das Noͤthige verfuͤgen. Bis zu dieſem Zeitpunkte hin aber 
muß dieſelbe die Berichtigung des e zt bewirken und jeder Orts⸗ 
behoͤrde das Duplikat der ſie angehenden Ausfertigung, mit dem Atteſte der 
Richtigkeit und geſchehenen Uebertragung verſehen, zur Nachtragung in das 
Ortskataſter zugehen laſſen. GH / 
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A 84. 


Die von der Feuerſozietaͤts⸗Direktion zuruͤckzuſendenden Beſchreibungen 
und Taxen find bei dem Ortskataſter zum Gebrauch in vorkommenden Fallen 
zu aſſerviren. Dem Verſicherten aber iſt von dem Magiſtrat oder der Aale 
Ortsbehoͤrde eine Beſcheinigung über die erfolgte Verſicherung feiner Gebäude 
bei jeder eintretenden Veränderung in der Verſicherungsſumme zu ertheilen. 


A 85. 


Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß die Ortsbehoͤrde ungeſaͤumt der 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion eine kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt aber die Schaden⸗ 
. (C. 38. ff.) in laͤngſtens 14 Tagen nach dem Statt gehabten Brand⸗ 
ſchaden vollſtaͤndig bewirken, und ſolche in doppelter Ausfertigung ſofort an die 
Feuerſozietaͤts⸗Direkt on einſenden, in deren Händen ſich dieſelbe laͤngſtens vier 
Wochen nach dem eingetretenen Brandſchaden befinden muß. 


A 86. 


Werden dieſe Friſten ($. 85.) verabſaͤumt, oder finden ſich gegen die 
Schadenaufnahme Seitens der Feuerſozietaͤts⸗Direktion weſentliche Erinnerungen, 
denen nicht noch zu gehoͤriger Zeit vor dem Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen 
Zahlungsfriſt (F. 54. ff.) abgeholfen werden kann, ſo iſt der Saͤumige fuͤr die 
etwa daraus entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet und uͤberdem nach Um⸗ 
ſtaͤnden in eine Ordnungsſtrafe von fuͤnf bis zwanzig Thalern verfallen. 


F 87. 


Die nach (. 25. und 32. zu ermittelnden Feuerkaſſen⸗Beitraͤge follen zu- 
Erleichterung der Verpflichteten alljährlich zweimal, im Januar fuͤr das 
weite Semeſter des abgelaufenen und im Juli fuͤr das erſte Semeſter des lau⸗ 
eg Jahres eingehoben werden. 

Die Vertheilung des Betrages auf die einzelnen Sanitaͤts⸗Mitglieder 
nach Verhaͤltniß ihrer aus dem Kataſter erſichtlichen Theilnahme und die Ein⸗ 
ziehung der Gelder von ihnen erfolgt durch die Pragiſtraͤte oder ſonſtigen Orts⸗ 
behoͤrden, nachdem ihnen von der Feuer⸗Sozietäts⸗ Direktion unter Beifuͤgung 
einer allgemeinen Ueberſicht des Sozietaͤtsbedarfs das Beitragsguantum ihrer 
Ortſchaft mitgetheilt worden iſt. Die Ortsbehoͤrden haben das Recht, bei nicht 
erfolgter Zahlung die reſtirenden Betraͤge durch Exekution einzuziehen. 

A 88. 

Die Kaſſengeſchaͤfte find fo zu betreiben, daß alle Geldverſendungen zwi⸗ 
ſchen der RegierungsHauptkaſſe und den einzelnen Feuerka en⸗Rezepturen moͤg⸗ 
lichſt vermieden, die der erſteren obliegenden Zahlungen auf die letztere angewie⸗ 
ſen und demnach von den letztern an die erſtere, ſo viel irgend thunlich, nur 
Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen eingeſandt werden. 


89. f 
Zu dieſem Zweck kann, wiewohl die ene ihrerſeits 
alle Zahlungs Anweiſungen an die Regierungs⸗Hauptkaſſe ergehen laßt, die letz⸗ 
) 
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tere alle vorkommende Ee unter Beobachtung der ihr dieſerhalb zu ertheis 
lenden Vorſchriften auf die einzelnen Feuerkaſſen⸗Rezepturen anweiſen. 


9. 90. 


Die einzelnen Rezepturen leiſten aber alle Auszahlungen ihrerſeits nur im 
Namen und fuͤr Rechnung der Regierungs⸗Hauptkaſſe, auf deren allgemeine und 
beſondere Anweiſung und duͤrfen keine Auszahlung ohne ſolche Anweiſung leiſten. 


9. 91. 


Alle Zahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Feuer⸗Sozietäͤts⸗ 
Direktion nachgeſucht und juſtiſtzirt und von ihr feſtgeſetzt und angewieſen werden. 


A 92. 


Was die Rechnungs: Abnahme betrifft, fo findet ſolche bei den einzelnen 
Feuerkaſſen⸗Rezepturen nicht eigentlich ſtatt. Denn da einerſeits der Betrag 
ihrer auf beſtimmten Ausſchriften beruhenden Einnahme von der Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe ſelbſt zu berechnen iſt, andererſeits aber in der Regel keine Reſte ge⸗ 
ſtattet werden, ſondern es Pflicht der Magiſtraͤte und ſonſtigen Ortsbehoͤrden iſt, 
die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge auf jede geſetzliche Weiſe herbei zu ſchaffen ($. 87.), 
fo kommt es nur darauf an, daß fie die geſammte Einnahme des verfloffenen 
Jahres an die Regierungs⸗Hauptkaſſe richtig abgeliefert haben. 


6. 93. 


Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Beiträge felbft reſp. baar und 
in Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen prompt erfolge, und 
zu dem Zwecke bei der Regierungs⸗Hauptkaſſe fuͤr jeden Orts⸗Rendanten ein beſon⸗ 
deres Konto fuͤhren zu laſſen, liegt der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion bei eigener 
Verhaftung ob. e ? 1 | 


Die Regierungs⸗Hauptkaſſe hingegen legt alljaͤhrlich eine foͤrmliche und 
vollſtaͤndige Rechnung ab. . 
95. 


` tele wird zunaͤchſt von der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion nach den für die 
Regierungs⸗Kaſſen⸗Verwaltung beſtehenden Vorſchriften revidirt und ſodann mit 
deren Reviſions⸗ Protokoll durch den Ober-Praͤſidenten den ſtaͤdtiſchen Abgeord⸗ 
neten auf dem naͤchſten Kommunal⸗Landtage vorgelegt, welchem letztern die 
Superreviſion und Ertheilung der endlichen Decharge zuſteht. Auch muß all⸗ 
jährlich, nachdem die Reviſſon erfolgt iſt, der ſummariſche Inhalt der Rechnung 
ſelbſt, ſo daß daraus die Verſicherungsſummen, nach den Klaſſen geſondert, die 
Summe der ausgeſchriebenen Beitraͤge, alle einzelnen Ausgabepoſten an gezahl⸗ 
ten Brandverguͤtigungsgeldern mit Benennung der Empfänger, nach Klaſſen 
geſondert, die etwanigen Verwaltungskoſten u. 1. w. zu entnehmen find, durch 
die Amtsblaͤtter zur offentlichen Kenntniß gebracht und eine Ausfertigung dieſer 
Bekanntmachung durch das Ober⸗Praͤſidium der Provinz an das Miniſterium 
des Innern und der Polizei eingeſendet werden. / — 
5 Außer⸗ 
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Außerdem hat die Feuer-Spzietäts-Direftion alljährlich über die Ver⸗ 
waltung des Inſtituts und die dabei vorgekommenen bemerkenswerthen That⸗ 
ſachen einen Vericht abzufaſſen und an den Ober⸗Praͤſidenten einzureichen, wel⸗ 
cher eg zugleich mit den noch nicht dechargirten Rechnungen ebenfalls den 
ſtaͤdtiſchen Kommunal⸗Landtags⸗Deputirten vorlegt. Sowohl auf Grund der 
hierin enthaltenen Data, als auch der von den gedachten Deputirten etwa ſelbſt 
gemachten Bemerkungen koͤnnen ſelbige in dringenden Angelegenheiten der Sozie⸗ 
tät ſofortige Anträge im Intereſſe der letztern, auch außer den im F. 33. ber 
ſtimmten Perioden, berathen, beſchließen und in verfaſſungsmaͤßiger Form zur 
Entſcheidung bringen. 


$. 96. 


Die Juſtifikation der Kaffen - Einnahme erfolgt auf folgende Weiſe: 
1) das Soll der Beitraͤge wird durch das Ausſchreiben und die demſelben 

anzuſchließende Repartition der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion ( . 25. u. 87.) 
in beglaubter Abſchrift und eine etwanige andere außerordentliche Ein⸗ 
nahme 855 aus Aé. 43. und 46.) durch die ausgefertigte Vereinnah⸗ 
mungs⸗Order derſelben belegt; 
von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eine nothwen⸗ 
dige Herunterſetzung ihrer Verſi erungsſumme erleiden, Strafbeitraͤge 
zu entrichten oder Beitrags⸗Erhoͤhungen e Wide verpflichtet find, 
(. 24. 1. 11. 17. 35. 37. ff.) hat die Regierung eine beſondere 
Deſignation, oder aber ein Atteſt, daß Zu⸗ und Abgang dieſer Art nicht 
Statt gefunden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen und 
wenn wider Erwarten Beitraͤge in Ruͤckſtand bleiben, jo find ſolche Reſte 
we befondere Atteſte, und wenn fie gar unbeibringlich werden ſollten, 


durch beſondere Niederſchlagungs⸗Orders der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion 
nachzuweiſen. 


2 


— 


3 


— 


A 97. 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt: „an bezahlten Brandverguͤtigungs⸗ 
geldern“ durch foͤrmlich ausgefertigte Jeſtſetzungsdekrete und ag Zahlungsorder 
der Feuer⸗Sozictaͤts⸗Direktion, ingleichen durch gehoͤrige Quittungen der Em⸗ 
pfaͤnger zu juftifiziren. 


A 98. 


Die Ausgabe an Kaſſen⸗Verwaltungs⸗Koſten wird durch die nachgewie⸗ 
ſene Einnahme juſtifizirt. : 


9. 99. 


Andere Koſten, dergleichen z. B. bei Schadenaufnahmen, bei den ſtatt⸗ 
findenden Reviſionen und aͤhnlichen Gelegenheiten vorfallen, oder auch auf Praͤ⸗ 
mien verwendet werden, kann die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion in ſoweit als ſich 
ſolche auf die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Reglements gruͤnden, ſelbſt 
approbiren; es gilt hierbei (mit Vorbehalt der Disposition A8. 116. und 117.) 
als Regel, daß Staats⸗ oder Kommunal⸗Beamte, fo weit fie nicht unentgeltlich 
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zu fungiren und zu Sin verpflichtet find, Handwerksmeiſter u. ſ. w. an Diäten, 
Verſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, Reiſegeldern u. ſ. w. nach eben denjenigen 
Saͤtzen remunerirt werden, die ihnen bei aͤhnlichen Geſchaͤften für oͤffentliche 
Rechnung aus Unſern Staatskaſſen zukommen wuͤrden. Zu etwanigen Koſten, 
die ſich auf das gegenwaͤrtige Reglement nicht gruͤnden, iſt die beſondere Zu: 
ſtimmung der Kommunal⸗Lantags⸗Abgeordneten des Standes der Städte ar 
derlich, welche jedoch in dringlichen Fällen durch die einzuholende Genehmigung 
Unſeres Miniſters des Innern und der Polizei ergaͤnzt werden kann. 


6. 100. 


Um in Uebereinſtimmung mit dem $. 77. die kuͤnftige Ueberſicht aller, das 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Weſen betreffenden Daten zu erleichtern, müffen alle Jahres⸗ 
Rechnungen nach folgender Form angelegt werden: 

1) Bei der Einnahme find die Beiträge in dem erſten Einnahme⸗Titel, für 
jede Klaſſe abgeſondert, und bei jeder mit Angabe der Generalſumme 
der die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungs-Kapitalien und des 
fuͤr die Abtheilung reglementsmaͤßig Statt findenden Prozentſatzes, in Rech⸗ 
nung zu ſtellen, wogegen denn die außerordentlichen Einnahmen in dem 
zweiten Einnahme Titel in ſolle verrechnet werden koͤnnen, und 

2) bei der Ausgabe muß in dem erſten Ausgabe⸗Titel „an bezahlten Brand⸗ 
verguͤtigungsgeldern“ jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgeführt und 
in beſonderen Kolonnen, vorne die Verſicherungsſumme des Gebaͤudes 
nachgewieſen, die Beitrags⸗Klaſſe, zu der es gehört, bezeichnet und der 
Betrag der Statt gefundenen Brandbeſchaͤdigung (F. 39.) vermerkt 
werden. 

So weit die Regierungs-Hauptkaſſe, um namentlich der Vorſchrift 
ad 1. genügen zu können, einer Nachweiſung aus dem Hauptlagerbuche bedarf, 
muß ſie ſich dieſelbe daraus ſelbſt entnehmen und ihr letzteres dazu vorgelegt 
werden. i 


$. 101. 


Der Haupt⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Fonds wird bei den gewöhnlichen monat⸗ 
lichen und den ſonſt Statt findenden extraordinairen Reviſionen der Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe durch die Kaſſen⸗Reviſions-Kommiſſion, unter Zuziehung des die 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Angelegenheiten bearbeitenden Mitgliedes des Kollegiums ($. 68) 
mitrevidirt. 75 

F. 102. ` 


Bei jeder Orts⸗Feuerkaſſen-Rezeptur müffen die Sojietätsgelder bei den i 
von Seiten der Magiſtraͤte oder ſonſtigen Ortsbehoͤrden vorzunehmenden Revi⸗ 
ſionen mit wahrgenommen werden. s i 


§. 103. . 


14. Verfahren Beſchwerden über das Verfahren der Ortsbehoͤrden oder Anfragen der 
ae letztern find zunächſt bei der Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion und weiterhin bei dem 
5 Ober ⸗Praͤſidenten der Provinz, in hoͤchſter Inſtanz aber bei Unſerm Wee 
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des Innern und der Polizei anzubringen. Die Beſchwerden, welche uͤber die 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion ſelbſt anzubringen, und die Anfragen, welche von die 
fer zu machen ſeyn möchten, gelangen zunaͤchſt an den Ober⸗ Praͤſidenten und 
weiterhin gleichfalls an Unſern Miniſter des Innern und der Polizei. 


A 104. . 

Für Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietät und einem oder mehrerer Aſſozürten entftehen, verbleibt es 
bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit D auf die Frage be: 
zieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brandſcha⸗ 
dens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm uͤber⸗ 
haupt eine Brandſchadenverguͤtigung zu verſagen ſey oder nicht? Doch verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchiedsrichter⸗ 
liche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. 

§. 105. 

Für alle übrige Streitfälle außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten über die Aufnahme der Taxen, oder der Braondſchaͤden, über 
den Betrag der Feuerverguͤtigungsgelder, über die Zahlungsmodalitaͤten, über zu 
bezahlende Koſten und dergl., findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht 
Statt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſt⸗ 
E der Feuer» Sozietäts - Direktion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwi⸗ 
chen dem Wege des Rekurſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen, und auf dem gewaͤhl⸗ 


ten Wege bereits eine Entſcheidung erfolgt, ſo kann hernach davon nicht wieder 
abgegangen werden. 


$. 106. 


Der Rekurs geht (nach $. 103.) zunaͤchſt an den Ober-Praͤſidenten und 
dann an den Miniſter des Innern und der Polizei, deſſen Entſcheidung auf die⸗ 
ſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf binnen einer 

raͤkluſw⸗Friſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung der Feuer⸗ 
ozietaͤts⸗ Direktion bei der letztern anbringen. 


$. 107. 


Die fhiedsrichterlihe Behörde ſelbſt foll aus drei Schiedsrichtern beſte⸗ 
hen, wovon einer als Obmann fungirt; den erſten Schiedsrichter ernennt der 
mit der Sozietät in Streit befangene Intereſſent und den zweiten die Ortsbe⸗ 
hoͤrde, beide aus der Zahl der mit Grundſtüͤcken angeſeſſenen Einwohner der 
Ortſchaft, dergeſtalt jedoch, daß dieſelben bei der durch das gegenwaͤrtige Regle⸗ 
ment begründeten Feuerſozietaͤt aſſozürt, außer einem nach den Geſetzen die 
Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeintraͤchtigenden Verwandtſchaftsverhaͤltniß ſowohl 
Zeie als mit dem Provokanten, großjaͤhrig und untadelhaften Rufes 
eyn muͤſſen. N Äh 

Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann 


eintritt, hat die Feuerſozietaͤts⸗Direktion und zwar lediglich aus der Zahl der 
Go. 2075.) 32 in 
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in der Provinz mit Richtereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten zu ernennen, 
und dieſem liegt die Protokollirung und Leitung der Verhandlung ob. 


$. 108. 


Dieſe Verhandlung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Der Magiſtrat oder 
die ſonſtige Ortsbehoͤrde vertritt dabei die Sozietät. 


$. 109. 


Den Spruch fällen die beiden erſten Schiedsrichter, der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤnnen, 
als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme fuͤr die eine oder die andere Mei⸗ 
nung den Ausſchlag zu geben. f 


$. 110. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig- 
keitsklage, wo (aide durch den A. 108. oder durch die allgemeinen Geſetze zu 
begruͤnden iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, welcher 
jedoch ſein Urtheil bloß auf die Frage: 

ob „ ſchiedsrichterliche Spruch fuͤr nichtig zu achten 
oder nicht? 
zu beſchraͤnken hat, dergeſtalt, daß, falls erſteres rechtskraͤftig feſtgeſtellt worden, 
alsdann das ER deed Verfahren mittelſt Bildung einer neuen ſchieds⸗ 
richterlichen Behoͤrde erneuert werden muß. 

Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Praͤkluſivfriſt von zehn 
Tagen nach Eroͤffnung des ſchiedsrichterlichen Spruches anhaͤngig gemacht 
werden. 


A 111. 


Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel Statt, ſon⸗ 
dern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft über. 


$. 112. 


Die fhiedsriterlihen Verhandlungen müffen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 
machung der Sache, wenn ſie nicht nach $. 110. an den ordentlichen Richter 
gelangen, an die Feuerſozietaͤts⸗Direktion eingefandt und in deren rchiv auf⸗ 
bewahrt werden. 


* 


A 113. 
18. Bean), | Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Sozietät moͤglichſt erleichtert werde, 


die BE, D jede Behörde und reſp. jeder Beamte den Aufträgen und reſp. Kequifitio- 

in aon en, nen der mit der Verwaltung der Feuerſozietaͤts⸗ Angelegenheiten Zem Béier" 

EE, Ba (H. 68. und 72.) ſo weit nicht beſondere Bedenken entgegen ſtehen, 
entſprechen. 


A 114. 


ee ui — 
$. 114. 


Insbeſondere ift jeder in der Provinz Pommern mit Richter⸗Eigenſchaft 
angeftellte Juſtizbeamte, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behörde 
zu verhandelnden Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe inſoweit 
als ihn bei erheblichen Behinderungsgruͤnden feine vorgeſetzte Behörde nicht 
davon entbindet, Folge zu leiſten ſchuldig. 


$. 115. 


„Ferner ſoll jeder vereidete Baubeamte ſchuldig ſeyn, innerhalb feines Ge- 
ſchaͤftskreiſes, den Auftraͤgen, reſp. Requiſitionen der Feuerſozietaͤts⸗Behoͤrden zu 
Tax⸗ und Brandſchaden-Aufnahmen, oder zu den Reviſionen Folge zu leiſten 
und die vorgeſetzte Regierung ihn noͤthigenfalls dazu anhalten. 


A 116. 


Wenn ein Baubeamter zur Aufnahme oder Reviſion von Gebaͤudetaxen 
von der Dehörde beauftragt wird, fo ſoll er (außer den Fuhrkoſten bei vorkom⸗ 
menden Reiſen, wofern ihm die Fuhre nicht geſtellt worden) ſeine Gebuͤhren 
nach folgenden Saͤtzen zu liquidiren und den darnach feſtgeſetzten Betrag der 
Liquidation aus der Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe zu erhalten haben: 

1) fuͤr Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jedem 1000 Quadratfuß 

Grundfläche für jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen, 

2) für eine bloße Taxreviſion die Hälfte dieſes Satzes. 

Es werden hierbei Gebaͤude, die uͤberhaupt weniger als lan Quadratfuß 
Grundflähe haben, auf dieſe Flaͤche fuͤr voll, und die Ueberſchuͤſſe uͤber eine 
ſolche Grundflaͤche, wenn fie unter fuͤnfhundert Quadratfuß ſind, gar nicht, wenn 
ſie aber fuͤnfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls fuͤr voll gerechnet. Eben 
dieſe Liquidationsſaͤtze finden auch Anwendung, wenn ein Baubeamter eine Ge⸗ 
baͤudebeſchreibung ꝛc. auf Privatanſuchen des Eigenthuͤmers angefertigt und 
nicht zuvor ein anderes Uebereinkommen mit demſelben getroffen hat. 


A 117. 


Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker, insbeſondere die Stadtzimmer⸗ 
und Stadtmaurermeiſter ſind verpflichtet, auf die Aufforderung der Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Behoͤrden oder des kompetenten Baubeamten in den Tax⸗ oder Brand⸗ 
ſchaden-Aufnahmeterminen zu erſcheinen und als Sachverſtaͤndige zu Gg 
Die Gebühren dieſer, zur Ermittelung der Werthsabſchaͤtzungen adhibirten Sach⸗ 
verſtaͤndigen werden nach den ortsuͤblichen, durch die Ortsbehoͤrde feſtzuſtellenden 


Saͤtzen und Ein mit Ausnahme des im A. 23. gedachten Falles, von den 


Intereſſenten ſelbſt berichtigt. 
$. 118. 


Außer den eigentlichen Brandſchaͤden ($$. 42 51) ſollen von der Feuer⸗ 
Sozietaͤt noch vergütet werden: 


1) alle Beſchaͤdigungen an nicht verſicherten Gebaͤuden und andern unbe: 
No. 2075. 


weglichen Gegenſtaͤnden des Eigenthums, z. B. an Zaͤunen, ai 
) waͤh⸗ 


16. Prämie 
und Entſchaͤdi⸗ 
gungen, welche 
die Sozietät 
gewährt. ` 


mährungen, Gärten u. ſ. w., wenn fie durch die Anſtalten zur Des 
chraͤnkung oder Abwendung eines von der Sozietät zu verguͤtenden 
euerſchadens erfolgt ſind; 

2) alle Beſchaͤdigungen, welche an den öffentlichen Loͤſchgeraͤthſchaften einer 
in dieſem Verbande befindlichen Ortſchaft in Folge De Gebrauchs 
bei der Loͤſchung eines in ſolcher Ortſchaft vorgeweſenen Brandes 
entſtanden ſind; 

3) ein Erſatz der beim Feuer verloren gegangenen ledernen Feuereimer; 

4) eine Prämie von Zehn Thalern für jede von auswaͤrts zu Huͤlfe ge⸗ 
kommene große fahrbare Schlauchſpritze, wenn ſie nach einem Atteſte 
des die Loͤſchanſtalten bei dem Feuer leitenden Beamten bei der 
Daͤmpfung des Brandes wirklich noch mitgewirkt hat. 


$. 119. 


Verguͤtigungen, welche vorkommenden Falls mit andern Feuerverſiche⸗ 
rungs⸗Anſtalten etwa fuͤr Feuerhuͤlfen gegeben werden, kommen wegen der im 
$. 118. übernommenen Verpflichtung auf die darnach von der Sozietaͤt zu ge⸗ 
waͤhrenden Entſchaͤdigungen und reſp. Praͤmien in Anrechnung. 


$. 120. 


Die A 118. zu gewaͤhrenden Verguͤtigungen dürfen aber nicht aus dem 
Beſtande (F. 25.) genommen, ſondern nur erſt dann gezahlt werden, wenn die 
dafür ausgeſchriebenen Beiträge eingegangen find. 

Hiernach hat ſich nun Jedermann, den es angeht, gebührend zu achten. 


So geſchehen Berlin, den 23. Februar 1840. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


Feuer⸗ 


Feuer Sozietaͤts-Kataſter 


der 
Stadt (des Fleckens) N. N. 
auf 
das Quinquennium vom 1. Januar 1841. bis ultimo Dezember 1845. 


(Zu $. 77. des Reglements gehörig.) 


Bezeichnung der Gebäude 


Hinzufügung der Straßen-Nummer 
welche ſie etwa führen. 


Laufende Kataſter⸗Nummer. 
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4) Scheune quer 
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(No. 2076.) Verordnung wegen Auflöfung der bisherigen Feuer⸗Sozietät der Alt⸗Pommerſchen 
Städte und Ausführung des Feuer⸗Sozietäts⸗ Reglements für ſämmtliche 
Städte Alt- Pommerns, mit Ausſchluß der Stadt Stettin, einſchließlich 
jedoch der Flecken Werben, Gültzow und Stepenitz vom heutigen Tage. 
Vom 23. Februar 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Feuer⸗-So⸗ 

zietaͤts⸗Reglement für ſaͤmmtliche Städte Alt-Pommerns, mit Ausſchluß der 

Stadt Stettin, e K. jedoch der Flecken Werben, Guͤltzow und Stepenitz, zum 

Behuf der Ausfuͤhrung deſſelben und zur ordnungsmaͤßigen Aufloͤſung der bis⸗ 

berigen Sozietaͤt, nach Vernehmung der Intereſſenten, annoch folgende nähere 
orſchriften zu ertheilen ). 


§. 1. 


Bei der auf den Grund des Reglements vom 4. November 1720. ein⸗ 
gerichteten Alt-Pommerſchen Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤt, welche durch das Feuer⸗ 
Sozietaͤts-Reglement vom heutigen Tage aufgehoben worden, dauern die ges 
genſeitigen rechtlichen Sozietaͤts-Verhaͤltniſſe noch bis zum 31. Dezember 1840. 
fort, und hoͤren erſt mit dem Ablauf dieſes Tages auf. 


F. 2. 

Alle bis zu dieſem Zeitpunkt ſich ereignenden Feuerſchaͤden ſind alſo als 

dieſer aufgelöfeten Sozietät angehoͤrige Schadenfaͤlle zu betrachten und nach den 
beſtehenden Grundſaͤtzen zu verguͤtigen. 


9 3. 


Die Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkt hin entſtehenden 
Sozietaͤts⸗ Verpflichtungen und die Einhebung und reſp. Realiſirung der für 
eben dieſen Zweck annoch erforderlichen Beitraͤge, erfolgt durch die bisherigen 
Verwaltungs⸗Behoͤrden dieſer Sozietät; jedoch muß das Abwickelungs-Ge⸗ 
ſchaͤft im Laufe des Jahres 1841. beendigt werden. 


9. A 


Sollte ſich der Fall ereignen, daß wegen noch fehlenden Nachweiſes der 
Gebaͤude⸗Wiederherſtellung, oder wegen noch obwaltender und erſt auf dem ge⸗ 
ſetzlichen Wege zu erledigender Streitigkeiten zwiſchen der Sozietaͤt und einem 
oder mehreren ihrer Mitglieder, oder wegen anderer Hinderungs⸗Urſachen, der 
Abſchluß der Geſchaͤfte im Laufe des Jahres 1841. nicht gaͤnzlich auszuführen 
waͤre, ſo muß letzterer gleichwohl, mit Vorbehalt der Rechte der WEE 

(rf 


— 


Die Städte Schievelbein und Dramburg verbleiben wie bisher in der Kur⸗ und Neumärkiſchen 
Städte⸗Feuer⸗ Sozietät, zu deren Bezirk fie in ſtändiſcher Beziehung gehören. 


—— auf dasjenige, was fie dereinſt noch von der Sozietät rechtlich zu 
ordern haben, oder erſtreiten moͤchten, Statt finden. 


F. 5. 


S Die hierzu erforderlichen und bei dem letzten Ausſchreiben ($. 3.) nach 
ihrem wahrſcheinlichen Betrage zu beruͤckſichtigenden Fonds werden als beſon⸗ 
dere Deposita verwaltet, und wenn alsdann zuletzt Beſtaͤnde übrig bleiben, fo 
ſollen dieſe dem für die neue Sozietät zu bildenden Beſtande ($. 25. des Regle⸗ 
ments) uͤberwieſen werden. 


A 6. 


Mit dem 1. Januar 1841. erhält das neue, heut von Uns vollzogene 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Reglement für ſaͤmmtliche Städte Alt Pommerns mit Aus⸗ 
ſchluß der Stadt Stettin, einſchließlich jedoch der Flecken Werben, Guͤltzow 
und Stepenitz dergeſtalt bindende und Geſetzes⸗Kraft, daß nach demſelben alle 
Verhäaltniſſe der Aſſozürten zur Sozietät und der Letzteren gegen die Aſſozürten 
beurtheilt werden ſollen. 

417. 


Damit aber auch die neue Sozietaͤt mit jenem Tage ($. 6.) in Wirk 
ſamkeit treten koͤnne, hat ſogleich nach geſchehener Promulgation der gegenwaͤrti⸗ 
gen Verordnung und des Reglements vom heutigen Tage, Unſere Regierung 
zu Stettin in ihrer Qualität als Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion (J. 68. des Regle⸗ 
ments) die noͤthige Einleitung zu treffen, um ſofort diejenigen Arbeiten, welche 
ſchon vor dem Eintritt der Wirkſamkeit der neuen Feuer⸗Verſicherungs-So⸗ 
dert zu Stande gebracht werden müffen, beginnen zu laſſen. Namentlich muß 
die Konſignation der Intereſſenten der kuͤnftigen Sozietaͤt, die Herbeiſchaffung 
der noͤthigen Gebaͤudetaxen, die Klaſſifikation der Gebäude und endlich die An⸗ 
legung und Berichtigung aller Lagerbuͤcher, den Grundſaͤtzen und Vorſchriften 
des Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Reglements gemäß in Zeiten vor Ablauf des Jahres 
1840. vollendet ſeyn. 

A 8. 


Dabei iſt ganz nach den Vorſchriften des Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Reglements 
vom heutigen Tage zu verfahren, jedoch muͤſſen bei der erſten Einrichtung die 
Geſuche um Aufnahme in die neue Sozietät, abweichend von der Beſtimmung 
des $. 79. des Reglements, bis zum 1. Julius 1840. angebracht werden. 


A 9. 


Da der Eintritt in die neue Sozietät von dem freien Entſchluſſe der 
Intereſſenten abhängt, mithin eine Uebernahme der Aſſozirten aus der bishe⸗ 
rigen Sozietaͤt nicht Statt findet, ſo ſoll, zur Abwendung aller aus einer etwa⸗ 
nigen Unterlaſſung der Anmeldung zum Eintritt in die neue Sozietät ſich her⸗ 
ausſtellenden nachtheiligen Folgen für die Gebaͤude⸗Beſitzer, gleich nach Publi⸗ 
kation des gegenwärtigen Geſetzes, in jeder Ortſchaft des Feuer⸗Sozietaͤts⸗Ver⸗ 
Ge? a dem Magiſtrat oder der fonftigen Orts-Behoͤrde eine Aufforderung 

0. 2076. zum 


— 64 — 


zum Eintritt in die errichtete Sozietaͤt bis zu dem CA. 8.) geordneten Termin 
erlaſſen und gehoͤrig publizirt werden. 8 


A 10. 


Spaͤteſtens bis zum 1. Oktober 1840. muͤſſen in jeder aſſozürten Ort⸗ 
ſchaft die im A. 89. des Reglements angeordneten Ausfuͤhrungs⸗Geſchaͤfte be⸗ 
endigt ſeyn und bis dahin auch die in duplo aufgeſtellten Kataſter, unter Be⸗ 
10 er der Vorſchrift des A. 83. des Reglements, bei der Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗ Direktion eingereicht werden. 


A 11. 


Sobald die Kataſter bei der Feuer⸗Sozietaͤts-Direktion eingegangen 
(J. 10.), muß dann ferner bis ſpaͤteſtens zum 1. November 1840. jedem In⸗ 
tereſſenten die noͤthige Bekanntmachung uͤber die Klaſſe, in welche ſeine Gebaͤude 
geſtellt find, zugegangen ſeyn und jede Reklamation dagegen bis zum 10. deſſel⸗ 
ben Monats angebracht werden, damit noch im Laufe des Jahres fuͤr die Fälle, 
wo ſolches noͤthig, die Rekurs-Entſcheidung vorbereitet werden kann. 


§. 12. a 


Darauf pflichtmaͤßig zu wachen, daß dies Alles gehörig und zu rechter 
= geſchehe, wird hierdurch Unter Ober-Praͤſident der Provinz Pommern be 
onders beauftragt; auch uͤbertragen Wir es ſeiner Fuͤrſorge, ſich zu ſeiner Zeit 
den gaͤnzlichen Abſchluß der Gë der aufgelöfeten Sozietät nachweiſen zu 
laſſen und daruͤber, wie dies geſchehen, von Amtswegen mit dem Schluſſe des 
Jahres 1841. an Unſern Miniſter des Innern und der Polizei zu A De 
den er auch von dem Fortgange der Angelegenheit überhaupt bis zu ihrer Vol⸗ 
lendung in ſteter Kenntniß zu erhalten hat. 


So geſchehen Berlin, den 23. Februar 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Roch ow. 


